
 

 

Der Chefökonom – 24.1.2020 

Deutschland kann erfolgreich altern 

Eine alternde Bevölkerung ist eine Herausforderung, aber keine Bedrohung. 

von Professor Bert Rürup 

Entgegen den früheren Prognosen schrumpft die Bevölkerung in Deutschland nicht, sondern sie 

wächst seit geraumer Zeit. Die Zunahme hatte sich zuletzt zwar auf die niedrigste Zuwachsrate seit 

2012 verringert, aber mit 83,2 Millionen Menschen erreichte die Einwohnerzahl im vergangenen 

Jahr ein neues Allzeithoch. Das meldete am 17. Januar das Statistische Bundesamt.  

Zur Erinnerung: In allen amtlichen Bevölkerungsprojektionen seit den 1990er Jahren wurde bis zum 

Beginn des vergangenen Jahrzehnts für das Jahr 2019 stets ein Rückgang der deutschen 

Wohnbevölkerung auf gut 80 Millionen erwartet – und alle Vorausberechnungen lagen damit weit 

daneben.  

Grund für diesen überraschenden Bevölkerungsanstieg ist die Nettozuwanderung. Ohne solche 

Wanderungsgewinne wäre die Bevölkerungszahl bereits seit 1972 zurückgegangen, denn seitdem 

starben jedes Jahr mehr Menschen als geboren wurden. Zudem ist es unstrittig, dass ein nicht 

unerheblicher Teil des Wirtschaftswachstums im Zuge des zu Beginn des vergangenen Jahrzehnts 

Fahrt aufnehmenden und im vergangenen Jahr ausgelaufenen Aufschwungs letztlich auf dieser 

Bevölkerungszunahme basierte.  

Entgegen einer weit verbreiteten Meinung ist Bevölkerungswachstum aber nicht per se 

gesamtwirtschaftlich von Vorteil, genauso wenig wie eine schrumpfende Bevölkerung zwingend 

von Nachteil für eine Gesellschaft sein muss. So kann insbesondere eine schnell steigende 

Bevölkerung zu Wohnraumknappheit oder wachsender Arbeitslosigkeit und damit zunehmender 

Perspektivlosigkeit ganzer Bevölkerungsschichten führen. Die Ungleichheit kann zunehmen und 

soziale Spannungen hervorrufen. 

Letztlich hängen aus demografischer Sicht die gesamtwirtschaftlichen Perspektiven einer 

Volkswirtschaft vor allem von dem Verhältnis der im Erwerbsleben Stehenden zu den 

Nichtberufstätigen ab – in grober Annäherung also vom Altenquotienten. Aus diesem Blickwinkel 

ist die Wachstumsperspektive für Deutschland alles andere als rosig. So wird in (der mittleren 

Variante) der aktuellen Bevölkerungsvorausberechnung ab 2026 eine dauerhafte Nettozuwanderung 
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von immerhin 206.000 Personen pro Jahr unterstellt. Dennoch wird die Wohnbevölkerung um drei 

bis vier Prozent zurückgehen.  

Da gleichzeitig jedes Jahr zahlreiche Menschen auswandern und auch Nichterwerbspersonen 

einwandern, müssen bei einer Nettozuwanderung von gut 200.000 Personen brutto mindestens 

300.000 Zuwanderer in die Gesellschaft integriert werden, was bei einer älter werdenden 

Wohnbevölkerung nicht einfach sein wird. Ungeachtet der Zuwanderung wird die Anzahl der 

Personen im erwerbsfähigen Alter um fast 14 Prozent sinken. Zunehmend weniger 

Erwerbspersonen werden also zur Verfügung stehen, um das Bruttoinlandsprodukt zu 

erwirtschaften.  

Sofern es nicht zu einem deutlichen Produktivitätsschub kommt, für den es - trotz Computerisierung 

und Digitalisierung - bislang keinen zwingenden Anhaltspunkt gibt, wird das Wachstumspotenzial 

der deutschen Volkswirtschaft daher merklich sinken. Davon ging auch der Sachverständigenrat in 

seinem letzten Gutachten aus. Durchschnittliche Wachstumsraten von um die 1,6 Prozent wie in der 

vergangenen Dekade werden nicht mehr zu erreichen sein.  

Im jüngsten Tragfähigkeitsbericht des Bundesfinanzministeriums heißt es dazu nüchtern und 

unmissverständlich: „Umverteilungsspielräume werden auch vor diesem Hintergrund begrenzt sein. 

Ohne frühzeitiges Gegensteuern wächst die Gefahr, dass der demografische Prozess zu steigenden 

öffentlichen Finanzierungsdefiziten sowie einer nicht tragfähigen Schuldenentwicklung führt und 

damit den Handlungsspielraum des Staates einschränkt.“ Die Commerzbank erwartet daher, dass 

das Trendwachstum langfristig auf „deutlich unter ein Prozent“ sinken wird.  

Im Klartext heißt das: Den 2010er Jahren mit vergleichsweise hohen Wachstumsraten und kräftigen 

Beschäftigungszuwächsen werden gesamtwirtschaftlich immer „grauer“ werdende 2020er, 2030er 

Jahre und 2040er Jahre folgen. Der intergenerative Umverteilungsdruck wird in den kommenden 25 

Jahre stetig zunehmen. Erst wenn in etwa einem Vierteljahrhundert die geburtenstarken Jahrgänge 

der bis Ende der 1960er Jahre Geborenen verstorben sein werden, wird sich die 

Bevölkerungsstruktur halbwegs stabilisieren.  

Dies gilt indes nicht für die Bevölkerungszahl. Die wird bei einer unveränderten Zuwanderung und 

einer Geburtenrate, die weiter unter dem bestandserhaltenden Niveau von 2,1 Geburten je Frau 

liegt, weiter sinken. Die niedrige Geburtenrate wird den Altenquotient dann aber nicht mehr in die 

Höhe treiben; denn die Alten stammen dann selbst aus den geburtenschwachen Jahrgängen nach 

1970. Wenn der Altenquotient in den Vorausberechnungen dennoch langfristig weiter ansteigt, liegt 

dies an der anhaltend zunehmenden Lebenserwartung. Aus einer "doppelten Alterung" als Folge des 
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Zusammenwirkens aus niedriger Geburtenrate und steigender Lebenserwartung wird eine "einfache 

Alterung" geworden sein.  

Dies bedeutet im Klartext: Man sollte die Stabilität einer Bevölkerung nicht nach der 

Einwohnerzahl bemessen, sondern vor allem nach deren Altersstruktur. In diesem Sinn kann eine 

Bevölkerung mit einer stabilen Altersstruktur hinsichtlich ihrer Einwohnerzahl wachsen, 

schrumpfen oder auch konstant bleiben.  

Aus den genannten Gründen wird in Deutschland der Altenquotient ab Mitte dieses Jahrhunderts 

zwar nicht zurückgehen, wohl aber sehr viel langsamer ansteigen, als in den kommenden fast drei 

Jahrzehnten. Von einem demografischen Kollaps kann dennoch keine Rede sein. Ein valider Grund 

zu einer nicht selten verbreiteten Endzeitstimmung besteht daher nicht.  

Im Gegenteil, anders als es die sattsam bekannten Horrormeldungen über die „auf dem Kopf 

stehende Alterspyramide“ (Roman Herzog)“, das „Methusalem-Komplott“ (Frank Schirrmacher), 

das „Schmelzen des produktiven Kerns“ (Gabor Steingart) oder die „Deformierte Gesellschaft“ 

(Meinhard Miegel) suggerieren wollten ist eine steigende Lebenserwartung – auch bei einer 

niedrigen Geburtenrate - eine durchaus positive und erfreuliche Entwicklung. Im kommenden 

Vierteljahrhundert geht es allerdings darum, die Folgen einer einmaligen heftigen Bugwelle der 

Alterung abzumildern – im Klartext: intra- und intergenerativ zu verteilen.  

Aus Sicht der Rentner von morgen wäre es freilich ziemlich naiv zu glauben, dass die 

unweigerlichen gesamtgesellschaftlichen Lasten allein von der jungen Generation geschultert 

werden, oder sich – wie in der jüngsten Vergangenheit - aus einer steigenden Beschäftigung 

scheinbar von selbst finanzieren. Jedem, der die Grundrechenarten beherrscht, muss klar sein, dass 

die Zeiten hoher Überschüsse in der gesetzlichen Renten-, Pflege- und Krankenversicherung und 

daraus finanzbaren Leistungsausweitungen schon sehr bald der Vergangenheit angehören werden. 

Aufgabe einer vorausschauenden Politik muss es nun sein, eine kluge Strategie für den ebenso 

unausweichlichen wie massiven Alterungsschub in den kommenden Jahrzehnten zu entwerfen. Hier 

tickt keine Zeitbombe, die irgendwann unweigerlich explodiert. Die demografische Entwicklung ist 

sehr viel mehr mit einer Gletscherschmelze zu vergleichen - einem schleichenden Prozess, den man 

kurzfristig nicht sieht und der nicht aufzuhalten ist, auf den man sich aber vorbereiten kann und 

sollte.  

Der naheliegendste Weg die Wachstumsbremse der Alterung zu lockern wäre eine Verlängerung 

der Lebensarbeitszeit mit dem Ziel das Verhältnis von durchschnittlicher Rentenbezugsdauer und 

Lebensarbeitszeit konstant zu halten. Dies würde eine weitere Erhöhung des gesetzlichen 

Renteneintrittsalters bedeuten, wie es bereits mehrfach von der Bundesbank vorgeschlagen wurde. 
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So plausibel diese Option anmutet, so politisch unwahrscheinlich ist deren Umsetzung vor dem 

Hintergrund des rasant angestiegenen Medianalters der Wähler und der mit einer weiteren 

Erhöhung der Regelaltersgrenze  verbundenen Benachteiligung von Geringverdienern und 

körperlich schwer Arbeitenden, die in der Regel eine kürzere Lebenserwartung haben. 

Eine umsetzbare Option ist dagegen, alles zu tun, die Erwerbsbeteiligung weiter zu erhöhen. Auch 

wenn die „Rente ab 63“ eine nur temporäre Senkung der Regelaltersgrenze für langjährig 

Beschäftigte darstellt und insbesondere männlichen Industriearbeitern zugutekam, war dies ein 

denkbar falsches Signal und damit ein Schritt in die falsche Richtung.  

Angesichts der markanten Beschäftigungszuwächse in der zurückliegenden Dekade besteht das 

wohl größte Potenzial einer Beschäftigungsausweitung, den Menschen bessere Möglichkeiten zu 

bieten, freiwillig mehr zu arbeiten. Im Jahr 2018 wünschten sich nach einer ganz aktuellen 

Erhebung des Statischen Bundesamts rund 2,2 Millionen Erwerbstätige im Alter von 15 bis 74 

Jahren eine längere Arbeitszeit. Das größte Potenzial bilden dabei sicher Teilzeitkräfte, die sich 

wünschen, länger zu arbeiten. Im Schnitt arbeiten Teilzeitkräfte, die sich unterbeschäftigt fühlen, 

19,8 Stunden pro Woche und wünschten sich eine um 13,6 Stunden längere Arbeitszeit. Die 

intellektuelle Redlichkeit gebietet es aber, auch darauf hinzuweisen, dass nach der gleichen 

Erhebung 1,4 Millionen Erwerbstätige gerne weniger arbeiten würden.    

Nahezu 80 Prozent der teilzeitbeschäftigten Erwerbstätigen sind Frauen. Für viele von ihnen sind 

Defizite bei der institutionellen Kinderbetreuung ein, wenn nicht gar der gewichtigste Grund dafür, 

nicht vollzeitig zu arbeiten. Zwar sind hier in den vergangenen Jahren erhebliche Verbesserungen 

erreicht worden. Gleichwohl sind die meisten Einrichtungen nicht darauf ausgerichtet, Kinder zehn 

oder mehr Stunden am Tag zu betreuen. Dies gilt nicht zuletzt auch für die Betreuung von 

Schulkindern. 

Ein weiteres Hemmnis für verheiratete Frauen, eine reguläre sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung aufzunehmen, ist das Ehegattensplitting im Rahmen der Einkommensbesteuerung. 

Diese aus dem Jahr 1957 stammende Vorschrift, einer Zeit, in der männliche Alleinverdiener das 

familienpolitische Ideal war, entlastet ohne Zweifel die meisten Ehepaare im Vergleich zur 

steuerlichen Einzelveranlagung, hat aber eine unerwünschte Nebenwirkung. Die Steuerbelastung 

des Einkommens des bislang zumeist männlichen Hauptverdieners sinkt dadurch in der Regel 

spürbar. Die Kehrseite ist jedoch, dass das Einkommen des Zweitverdieners sehr stark belastet wird 

und die Gesamtbelastung zusammen mit den Sozialabgaben die 50-Prozent-Marke oft deutlich 

durchbricht. Diese hohen Grenzbelastungen der Zweitverdiener haben zur Folge, dass ihr 

wirtschaftlicher Anreiz, Einkommen zu erzielen, niedrig ist.  
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In dieselbe Richtung wirkt die kostenfreie Mitversicherung von nicht berufsstätigen Ehepartnern in 

der gesetzlichen Krankenversicherung. Dadurch wird „Nicht-Arbeiten“ faktisch honoriert. Ein 

einkommensunabhängiger Pauschalbeitrag, vulgo die verpönte „Kopfpauschale“, würde hingegen 

die Grenzbelastung eines Zweitverdieners senken und damit den Anreiz zu arbeiten erhöhen, weil 

diese auch von nicht-arbeitenden Ehepartnern gezahlt werden müsste. Wie übermäßige Belastungen 

problemlos durch einen steuerfinanzierten Sozialausgleich verhindert werden können, zeigt das 

Beispiel der Schweiz. 

Neben der Erhöhung des Arbeitsangebots gilt es, die Standortqualität zu verbessern, um 

Deutschland auch in Zukunft attraktiv für Investoren zu machen. Dazu zählen vor allem 

funktionierende moderne Verkehrswege sowie eine zeitgemäße digitale Infrastruktur. Verbesserte 

Abschreibungsregeln würden zudem kurzfristig private Investitionen lohnender machten. Nicht 

zuletzt sollte die Gewinnsteuerbelastung verringert werden. Deutschland ist nämlich im 

internationalen Vergleich zwischenzeitlich für Unternehmen zu einem Hochsteuerland geworden.  

Zudem wird die preisliche Wettbewerbsfähigkeit in der Folge steigender 

Sozialversicherungsbeiträge weiter beeinträchtigt werden. Denn die von 

Bundeswirtschaftswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) recht blauäugig geforderte „Bremse für 

Sozialabgaben“ wird wohl kaum den Weg in das Bundesgesetzblatt finden - unabhängig vom 

Farbenspiel der nächsten Bundesregierungen. 

Die deutsche Politik hat leider die wirtschaftlich guten, zurückliegenden zehn Jahre wachstums- 

und technologiepolitisch vertan. Der Preis dieser Vernachlässigung gesamtwirtschaftlicher 

Erfordernisse wird sein, dass die unausweichlichen Reformen zur Sicherung des 

"Wirtschaftsstandorts D" nunmehr deutlich dringlicher geworden sind.  

In den Zeiten einer markanten Bevölkerungsalterung und eines unter einem Prozent liegenden 

Trendwachstums ist ein heftiger Gegenwind für eine gebotene wachstumsorientierte Reformpolitik 

vorprogrammiert. Gut möglich, dass man sich in einigen Jahren nach einer ähnlich zupackenden 

Politik zurücksehnen wird, wie von der ersten GroKo unter Kurt Georg Kiesinger (1966 bis 1969) 

und dem zweiten rot-grünen Kabinett unter Gerhard Schröder (2002 bis 2005) an den Tag gelegt 

wurde.   


